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Audiovisuelle Mediendienste fallen in den Geltungsbereich vieler verschiedener
internationaler und nationaler Rechtsinstrumente, bewährter Praktiken und
Standards, die von der Rechtsprechung entwickelt werden. Diese Regeln zielen
oft auf ein wesentlich breiteres Spektrum von Tätigkeiten ab. Nur einige 
von ihnen behandeln speziell die Medien. Die anderen aber sind für den 
audiovisuellen Sektor nicht unbedingt weniger wichtig. Das beste Beispiel ist
vielleicht die Menschenwürde – ein „Menschenrecht“, das für die Medien von
großer Tragweite ist. Doch auch umgekehrt gilt, dass die Medien erheblichen
Einfluss auf die Menschenwürde ausüben können.

Während ein anderes Menschenrecht, nämlich die Informations- und 
Meinungsfreiheit, schon verschiedentlich in IRIS-Publikationen thematisiert
wurde, kam die Menschenwürde bisher weitaus seltener zur Sprache. Dies
könnte daran liegen, dass ihr Kern noch schwerer fassbar ist als jener der
Informations- und Meinungsfreiheit. Um dies zu ändern, beschäftigt sich die
vorliegende IRIS plus mit den rechtlichen Wurzeln und den Hauptelementen
der Menschenwürde als wichtigem Standard für audiovisuelle Mediendienste.
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Einführung

Der Schutz der Menschenwürde zählt weithin und unumstrit-
ten zu den obersten Zielen des internationalen Rechts der Men-
schenrechte. Dennoch finden sich Verweise auf die Menschenwürde
eher in den Präambeln internationaler Menschenrechtsverträge als
in ihren materiellen Bestimmungen. Dies wirft unweigerlich Fragen
bezüglich der normativen Konsequenzen auf, die sich aus der Idee
der Menschenwürde ergeben. Dieser Artikel soll das Ausmaß dieser
Konsequenzen näher ausleuchten, sowohl auf allgemeiner Ebene
als auch speziell für den Bereich des europäischen audiovisuellen
Sektors. Er gibt daher einen Überblick über die wichtigsten Instru-
mente, mit denen der Europarat und die Europäische Union den
Begriff im Zusammenhang mit der Regulierung des Mediensektors
operationalisieren. 

Menschenwürde und internationale 
Menschenrechtsstandards

Führende internationale Menschenrechtsabkommen – ob uni-
verseller oder themenspezifischer Natur – erheben den Schutz der
Menschenwürde zu einem ihrer wichtigsten Werte und Ziele. Diese
Tendenz ist im internationalen Recht noch recht neu. Wegbereiter
der Entwicklung waren die Charta der Vereinten Nationen (VN-
Charta)1 und die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte2. Durch
die Verankerung von grundlegenden Standards zum Schutz der
Menschenwürde im positiven internationalen Recht wollten die
Verfasser der VN-Charta und der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte eine Wiederholung der Schrecken des Zweiten Welt-
kriegs verhindern, in dessen Verlauf die Menschenwürde massiv
und in beispiellosem Ausmaß verletzt worden war. Die einschlägi-
gen Bestimmungen könnten so gesehen als vom Charakter her
reaktiv, aber von der Perspektive her präventiv beschrieben wer-
den. Sie waren in hohem Maße Ausdruck des Zeitgeistes.3

In der Präambel der VN-Charta wird der Glaube „an die Grund-
rechte des Menschen, an Würde und Wert der menschlichen Persön-
lichkeit, an die Gleichberechtigung von Mann und Frau [...]“
bekräftigt. Die Präambel der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte beginnt mit dem Bekenntnis, dass „die Anerkennung
der angeborenen Würde und der gleichen und unveräußerlichen
Rechte aller Mitglieder der Gemeinschaft der Menschen die Grund-
lage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet“.
Zudem nimmt sie ausdrücklich Bezug auf die Bekräftigung des
Glaubens in der oben zitierten VN-Charta.4

Das Vorbild der VN-Charta und der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte wurde in späteren internationalen Menschen-
rechtsabkommen durchweg übernommen. Das Internationale Über-
einkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung
(Rassendiskriminierungskonvention – RDK)5 verweist in seiner
Präambel auf einschlägige Kapitel der VN-Charta und der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte. Dasselbe gilt für die
Präambel zum Internationalen Übereinkommen zur Beseitigung
jeder Form von Diskriminierung der Frau (Convention on the Elimi-
nation of All Forms of Discrimination Against Women – CEDAW).6
Der Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte
(IPbpR)7 und der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte (IPwskR)8 geben den Wortlaut der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte (d. h. das obige Zitat) in ihren
Präambeln wieder. Sie anerkennen ebenfalls, „dass sich diese
Rechte aus der dem Menschen innewohnenden Würde herleiten“.
Von der Menschenwürde werden somit eindeutig andere Rechte

abgeleitet. Das Übereinkommen über die Rechte des Kindes
(Kinderrechtskonvention – KRK)9 übernimmt seinerseits in der
Präambel die in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte,
dem IPbpR und dem IPwskR verwendete Formel über die Anerken-
nung dem Menschen „innewohnenden Würde“ als Grundlage für
Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt. Außerdem erwähnt
die Kinderrechtskonvention wiederholt die grundlegenden Prinzi-
pien und Werte der Charta der Vereinten Nationen und der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte. 

Dieser routinemäßige, beinahe reflexartige Rückgriff auf den
Begriff der Menschenwürde lässt sich durch deren überragende
Bedeutung im vorherrschenden konzeptionellen Gerüst für die
Menschenrechte erklären, das die Allgemeingültigkeit, die Unteil-
barkeit, die gegenseitige Abhängigkeit und die Wechselbeziehung
aller Menschenrechte als notwendig erachtet.10

Die überragende Bedeutung der Menschenwürde hat eine Fülle
an wissenschaftlicher Literatur hervorgebracht und wird in den fol-
genden Überlegungen treffend wiedergegeben:

„[…] in ihrem Kern ist die Idee der Menschenrechte zwei-
dimensional. Es gibt die absolute Seite – die moralische
Verwerflichkeit von Grausamkeit und Demütigung –, aber
auch das – möglicherweise weniger deutliche, aber den-
noch wesentliche – Eintreten für die freie Entfaltung der
Persönlichkeit. Die beiden Seiten verbindet, dass jede aus
einem Bekenntnis zur Menschenwürde schöpft, das sich
wiederum in Akten des Mitleids mit dem anderen mani-
festiert. Als Verbot bedeutet dies, dass wir unsere Mitmen-
schen nicht durch Entpersonalisierung entwürdigen dür-
fen. Die positive Seite, die Wachstum und persönlichen
Erfolg betont, sieht die Menschenrechte als radikal plura-
listisch in der Gastfreundschaft anderen gegenüber – statt
in deren bloßer Tolerierung. Dies liegt den ethischen
Forderungen zugrunde. Als Ganzes betrachtet sind die Men-
schenrechte daher eine Idee, die uns einerseits als Perso-
nen schützt und uns gleichzeitig befähigt zu wachsen.“11

So gestaltet stellt die Menschenwürde einen konzeptionellen
Dreh- und Angelpunkt dar, der eine entscheidende Verbindung
zwischen negativen und positiven Aspekten der Menschenrechte
und den präventiven und fördernden Strategien bildet, die zu ihrer
vollständigen Verwirklichung erforderlich sind. Die praktische
Bedeutung dieser konzeptionellen Verbindung zeigt sich in der
Diskussion über die Strategien des Europarats und der Euro-
päischen Union zum Schutz der Menschenwürde im audiovisuellen
Sektor, da diese sowohl präventive als auch fördernde Komponen-
ten umfassen (siehe unten).

Das normative Potenzial 
der Menschenwürde

Wie eingangs beschrieben, ist die Berufung auf die Menschen-
würde eher typisch für Präambeln als für das materielle Recht. Die
im vorangegangenen Kapitel genannten Bestimmungen fallen alle
in die erste Kategorie, werden jedoch, wenn auch nur sporadisch,
durch Bezüge auf die Menschenwürde im materiellen Recht
ergänzt. Solche Textpassagen unterstreichen die besondere Bedeu-
tung der Menschwürde für die Verwirklichung bestimmter
Menschenrechte. Zu nennen sind hier beispielsweise verschiedene
soziale, wirtschaftliche und kulturelle Rechte,12 arbeitsbezogene
Rechte und das Recht auf eine der menschlichen Würde entspre-
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chenden Existenz,13 ausbildungsbezogene Rechte,14 bestimmte
Standards bei der Behandlung im Falle des Freiheitsentzuges15

sowie für Kinder das Recht auf eine gewisse Lebensqualität, wenn
sie unter geistigen oder körperlichen Behinderungen leiden16 oder
wenn sie Opfer bestimmter Handlungen geworden sind und sich
von dieser Behandlung erholen.17 Diese Liste von Beispielen
bezieht sich auf materielle Bestimmungen ausgewählter inter-
nationaler Menschenrechtsabkommen, die den Begriff der
Menschenwürde ausdrücklich mit einzelnen Menschenrechten ver-
knüpfen. Gleichermaßen gilt es zu bedenken, dass die Menschen-
würde ein hohes Gut ist und dadurch natürlich Einfluss auf die Ver-
wirklichung anderer Rechte nimmt, selbst wenn der Bezug nicht
explizit formuliert wurde. Beim Recht auf Privatsphäre liegt es
zum Beispiel auf der Hand, dass hier ein klarer Bezug zur Men-
schenwürde besteht. Diese Auffassung steht auch im Einklang mit
der Konzeption von Menschenrechten als verflochtenes Gesamt-
gefüge, wie es im vorangegangenen Kapitel beschrieben wurde.

In Art. 1 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte heißt
es unter anderem: „Alle Menschen sind frei und gleich an Würde
und Rechten geboren.“ Die Besonderheit an dieser Aussage ist,
dass sie sich im Hauptteil des Textes der Erklärung befindet und
nicht in der Präambel. Diese Position verleiht ihr daher zusätz-
liches Gewicht. Die verwendete Formulierung lässt den Rückschluss 
zu, dass Würde eine Qualität oder ein Merkmal von Menschen sei
und demnach ein Individuum kein Recht darauf haben kann.18

Man mag diese Behauptung anzweifeln,19 doch resultiert ihre
Stichhaltigkeit (insbesondere) aus zwei wichtigen Prämissen. 

Erstens erweist sich beim Lesen von Art. 1 der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte zusammen mit den im vorigen Kapi-
tel besprochenen Präambelbestimmungen, dass die Menschen-
würde als grundlegendes Gut für den Kanon völkerrechtlich
garantierter Menschenrechte dient. Sie begründet diese Rechte
und trägt zur Gestaltung des gesellschaftlichen Grundgerüsts bei,
innerhalb dessen sie realisiert werden. So gesehen gehört die Men-
schenwürde zu den von Bhikku Parekh als „operative öffentliche
Werte“ beschriebenen Werten, die seiner Ansicht nach eine Gesell-
schaft als Teil ihrer kollektiven Identität wertschätzt und nach
denen sie das Verhältnis zwischen ihren Mitgliedern regelt, und die
letztlich „die moralische Struktur des öffentlichen Lebens darstel-
len und ihm Zusammenhalt und Stabilität geben“.20 Andere Bei-
spiele für operative öffentliche Werte könnten auch „Pluralismus,
Toleranz und Aufgeschlossenheit“21 sein, die nach ständiger Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte
Voraussetzungen für eine demokratische Gesellschaft sind. Parekh
erklärt den Begriff der „operativen öffentlichen Werte“ darüber
hinaus wie folgt:

„Es sind Werte, weil die Gesellschaft sie wertschätzt, nach
ihnen zu leben strebt und das Verhalten ihrer Mitglieder an
ihnen misst. Sie sind öffentlich, weil sie in die verfas-
sungsmäßigen, rechtlichen und staatsbürgerlichen Insti-
tutionen und Praktiken integriert sind und das öffentliche
Verhalten der Bürger regeln. Und sie sind operativ, weil sie
keine abstrakten Ideale sind, sondern allgemein beachtet
werden und eine gelebte soziale und moralische Wirklich-
keit darstellen. Die operativen öffentlichen Werte einer
Gesellschaft stellen die wichtigste moralische Struktur
ihres öffentlichen Lebens dar.“22

Zweitens beruht die obige Behauptung auf einer gewissen kon-
zeptionellen Entwirrung des Begriffs „Menschenwürde“ – zumal es
im internationalen Recht der Menschenrechte keine maßgebende
Definition des Begriffs gibt. Es ist sinnvoll, zwischen den einzel-
nen Funktionen zu unterscheiden, die die Würde übernehmen
kann: Wie bereits erwähnt, kann sie als Grundlage für definierte
Rechte oder als Wert (oder gar als operativer öffentlicher Wert)
dienen und somit herangezogen werden, um Verletzungen
selbständiger Rechte anzuprangern. Sie kann zudem als Aufruf
oder Ermahnung dienen und zur Förderung von Werten beitragen,
über die auf gesellschaftlicher Ebene Einigkeit herrschen sollte.

Darüber hinaus wurde der Menschenwürde die Funktion eines
Prinzips zugeschrieben, das „Seite an Seite neben anderen Grund-
prinzipien stehen kann“.23

Einige Stimmen, die in der Menschenwürde nicht ein Men-
schenrecht sehen, sondern eine gemeinsame Grundeigenschaft des
Menschen, erkennen jedoch an, dass diese Sicht die oben genannte
begriffliche Entwirrung voraussetzt.24 Nach David Feldmann ergibt
sich aus der Würde, die der conditio humana innewohnt, folgende
Konsequenz: 

„Ein Schirm von Rechten kann gerechtfertigt sein, weil er
Überschneidungen mit dieser allgemeinen Menschenwürde
verhindert. Untergeordnete Formen der Würde, die aus den
persönlichen Qualitäten und dem persönlichen Verhalten
eines Individuums abgeleitet sind, können für manche
Zwecke aber ebenfalls wertvoll genug sein, um ein Schutz-
recht zu rechtfertigen. Solche Schutzrechte könnte man als
„Rechte auf Würde“ bezeichnen, da sie indirekt dem Erhalt
der Würde dienen.“25

Aus Platzgründen ist es hier nicht möglich, näher auf die wis-
senschaftliche Diskussion über die Funktion der Menschenwürde
innerhalb des internationalen Rechts der Menschenrechte einzu-
gehen. Es bleibt im Wesentlichen festzuhalten, dass die allgemeine
oder auch moralische Bedeutung der Menschenwürde – abseits aller
Meinungsverschiedenheiten über juristische Feinheiten (die größ-
tenteils schlicht aus unterschiedlichen Interpretationen resultie-
ren) – nicht geleugnet werden kann.

In den nächsten beiden Abschnitten wird untersucht, wie sich
der Europarat und die Europäische Union bemühen, das normative
Potenzial der Menschenwürde im audiovisuellen Sektor zu
entwickeln – oder, anders ausgedrückt, zu operationalisieren.26

Europarat

Europäische Menschenrechtskonvention

Die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) nennt die
Menschenwürde nicht ausdrücklich als eines ihrer obersten Ziele.
Dennoch ist der Schluss erlaubt, dass ihre moralische Grund-
haltung ebenso mit der Wahrung der Menschenwürde im Einklang
steht wie bei anderen internationalen Menschenrechtsinstrumen-
ten. Ableiten lässt sich dies aus der Präambel der EMRK, die sich
den Werten und Zielen der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte anschließt, und aus den vielen Entscheidungen des Euro-
päischen Gerichtshofs für Menschenrechte, die allgemeine Gültig-
keit haben und die übergreifenden Ziele der Konvention
verdeutlichen. So entschied der Gerichtshof in der Rechtssache
Pretty gegen Vereinigtes Königreich, dass „der zentrale Kern der
Konvention die Achtung der Menschenwürde und der mensch-
lichen Freiheit“ sei.27 Ähnlich befand der Gerichtshof in der
Rechtssache Gündüz gegen die Türkei, dass „Toleranz und Respekt
für gleiche Würde aller Menschen die Grundlagen einer demokrati-
schen, pluralistischen Gesellschaft darstellen“.28

Anzumerken ist in diesem Zusammenhang, dass die Recht-
sprechung des Gerichtshofs auch viele Urteile enthält, die sich
speziell auf bestimmte Rechte beziehen, die durch die Konvention
garantiert werden. Der Gerichtshof hat zum Beispiel erklärt, eines
der Hauptziele von Art. 3 (Folterverbot)29 sei es, „die Würde und
körperliche Unversehrtheit einer Person“ zu schützen.30 Der
Gerichtshof hat zudem die Bedeutung der Menschenwürde etwa im
Zusammenhang mit der Lebensqualität unheilbar Kranker31 und
der Anerkennung der (trans-)sexuellen Identität32 hervorgehoben.
„Rassistische Gewalt“ ist nach Auffassung des Gerichtshofs ein
„besonderer Angriff auf die Menschenwürde“, der „angesichts der
gefährlichen Folgen besondere Wachsamkeit und eine scharfe
Reaktion der Behörden erfordert“.33 Von besonderer Bedeutung für
die freie Meinungsäußerung und die Medien war, dass der Gerichts-
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hof wiederholt die negativen Auswirkungen von „Hetzreden“ auf
die Menschenwürde anerkannt hat.34 Folgerichtig hat er daher
immer wieder bestätigt, dass gewisse Arten von „Hetzreden“, etwa
die Leugnung des Holocausts, als Verletzung der Würde der Holo-
caust-Opfer eingestuft werden können und daher keinen Anspruch
auf Schutz nach der EMRK haben.35

Man kann dem Begriff der Menschenwürde im Zusammenhang
mit verschiedenen Rechten durchaus unterschiedliche Bedeutung
beimessen, doch insgesamt entwickelt sich aus diesen einzelnen
Bedeutungsgehalten ein Gesamtverständnis des Begriffs, das
größer ist als die Summe der einzelnen Aspekte. 

Europäisches Übereinkommen über das 
grenzüberschreitende Fernsehen

Art. 7 Abs. 1 des Europäischen Übereinkommens über das
grenzüberschreitende Fernsehen (EÜGF)36 legt fest: „Alle Sendun-
gen eines Programms müssen im Hinblick auf ihre Aufmachung
und ihren Inhalt die Menschenwürde und die Grundrechte anderer
achten.“ In Art. 7 Abs. 1 lit. b heißt es: „Insbesondere dürfen sie
Gewalt nicht unangemessen herausstellen und nicht geeignet sein,
zum Rassenhass aufzustacheln“. Art. 7 Abs. 1 wurde durch die
EMRK – insbesondere deren Art. 10 – angeregt und ist im Licht der
Rechtsprechung der Justizorgane der Konvention zu interpretie-
ren.37 Hinzuweisen ist auch auf die Empfehlungen Nr. R (97) 19
über die Darstellung von Gewalt in den elektronischen Medien und
Nr. R (97) 20 über die „Hetzrede“.38 Im Rahmen dieses Artikels ist
jedoch besonders interessant, dass Art. 7 Abs. 1 Elemente wider-
spiegeln soll, „die in der Präambel der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte von 1948 in Bezug auf die angeborene Würde und
Gleichheit aller Menschen, einschließlich der Gleichberechtigung
von Mann und Frau, enthalten sind“.39

Normsetzung durch Organe des Europarats

Zahlreiche Texte, die Normen für die Medien setzen und die
einerseits vom Ministerkomitee40 und andererseits von der Parla-
mentarischen Versammlung41 verabschiedet wurden, sind (teil-
weise) von dem Bedürfnis geprägt, die Menschenwürde zu wahren,
oder sie verweisen zumindest auf die Menschenwürde oder
beschäftigen sich im weitesten Sinne mit ihr (auch wenn dies dann
nicht ausdrücklich geschieht). Statt diese Texte einzeln aufzu-
führen und die darin enthaltenden Verweise Punkt für Punkt abzu-
handeln, soll der analytische Ansatz hier darin bestehen, die
Inhalte grob zusammenzufassen und deren Auswirkungen auf der
Makroebene zu beurteilen. Zu beachten ist auch, dass die Euro-
päische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) bei
ihrer thematischen und länderüberwachenden Arbeit regelmäßig
auf den Schutz der Menschenwürde hinweist.42 Das Über-
wachungsverfahren für das Rahmenübereinkommen zum Schutz
nationaler Minderheiten43 führte ebenfalls zu wertvollen Hinwei-
sen in Bezug auf den Schutz und die Förderung der Menschen-
würde, wenn auch im speziellen Kontext von Minderheitenrechten
und interethnischen Beziehungen.44

Im Zusammenhang mit der Normsetzung zur Menschenwürde
durch untergeordnete Organe des Europarats werden zu Recht
wichtige Unterscheidungen zwischen den Verpflichtungen des
Staates und den Verantwortlichkeiten der Medien getroffen. Staat-
liche Stellen müssen aufgrund ihrer internationalen Menschen-
rechtsverpflichtungen sicherstellen, dass ihre Rechtssysteme
sowohl die freie Meinungsäußerung als auch die Menschenwürde
wirksam schützen. Die Verantwortlichkeiten der Rundfunkveran-
stalter betreffen dagegen unmittelbar das von ihnen ausgestrahlte
Material. In dieser Hinsicht ist es wichtig, zwischen Präventiv- und
Förderstrategien zur Wahrung der Menschenwürde zu unterschei-
den. Von Rundfunkveranstaltern kann mit Recht erwartet werden,
dass ihre Programme nicht die Menschenwürde verletzen; und in
der Regel dürfen sie dies nach nationalem Recht auch nicht. Es
könnte jedoch problematisch sein, ihnen die Förderung der Men-
schenwürde systematisch als Wert vorzuschreiben. Hier kommen

Überlegungen zur Achtung vor den Grundsätzen der Medienauto-
nomie ins Spiel. Es ist sinnvoller, wenn Fördermaßnahmen von
staatlichen Stellen angeregt werden; den Medien bleibt es dann
selbst überlassen, in welchem Umfang sie solche Maßnahmen
durchführen. Oftmals wird hier auf die mögliche Rolle von Selbst-
oder Co-Regulierungsstellen verwiesen, zum Beispiel in der
Empfehlung des Ministerkomitees über die Selbstregulierung von
Cyber-Inhalten.45

Diese Ansätze können analog auf andere Sachzusammenhänge
angewandt werden. Zum Beispiel veranlassten sie das Minister-
komitee des Europarats zur Verabschiedung separater Empfehlun-
gen zu den sich logisch ergänzenden Zielen, einerseits „Hetz-
reden“46 zu bekämpfen und anderseits mit Hilfe der Medien eine
Kultur der Toleranz zu fördern:47

„Was den Aufruf zu Rassismus und Intoleranz betrifft, gibt
es im Prinzip einen Spielraum für die Einführung rechts-
verbindlicher Standards, ohne die Meinungsfreiheit und
das Prinzip der redaktionellen Unabhängigkeit zu verlet-
zen. Bei der Förderung eines positiven Beitrags der Medien
muss jedoch sehr achtsam vorgegangen werden, um diese
Prinzipien nicht zu verletzen. Dieser Bereich erfordert eher
unterstützende als gesetzliche Maßnahmen.“48

Wichtig ist auch, dass Maßnahmen zur Normierung ein
Bewusstsein für die unterschiedlichen Ebenen „der Menschen-
würde“ widerspiegeln: „die Würde der gesamten Menschheit, die
Würde von Gruppen innerhalb der Menschheit und die Würde ein-
zelner Menschen“.49 David Feldmann arbeitet die „kleinen“ Unter-
schiede bei den rechtlichen Auswirkungen der verschiedenen Aus-
gestaltungen von Würde nutzbringend heraus und erklärt, dass die
erstgenannte Art hauptsächlich den objektiven Aspekt von Würde
betreffe, während die zweite objektive und subjektive Aspekte
umfasse, „insbesondere im Hinblick darauf, wie Gruppen sich
selbst darstellen und konstituieren und in welchem Verhältnis Ein-
zelne zu der Gruppe stehen“.50 Insbesondere muss diese Kategorie
zwischen den manchmal gegensätzlichen Zielen ausgleichen, Dis-
kriminierung zu verhindern und Vielfalt zu fördern. Die dritte Art
der Würde ist in erster Linie von subjektivem Charakter. Sofern
spezifische Normierungen auf den Schutz bestimmter Arten von
Würde abzielen, ist es wichtig, die rechtlichen Auswirkungen
genau zu bedenken. 

So würden etwa die einschlägigen Abschnitte der Empfehlun-
gen des Ministerkomitees über Maßnahmen zur Förderung des Bei-
trags des digitalen Rundfunks zu Demokratie und Gesellschaft51

und über die Darstellung von Gewalt in den elektronischen
Medien52 klar in die Kategorie „Würde der gesamten Menschheit“
fallen. Strittig ist ein grundsätzlicher Schutz vor bestimmten
Arten von Inhalten. Ein Beispiel für die Beschäftigung mit der
zweiten Kategorie, der Würde von Gruppen, bietet die Empfehlung
der Parlamentarischen Versammlung des Europarats zum Bild von
Asylsuchenden, Migranten und Flüchtlingen in den Medien.53 Den
Schwerpunkt auf die dritte Kategorie, die individuelle Würde, setzt
die Erklärung des Ständigen Ausschusses für das grenzüberschrei-
tende Fernsehen zur Menschenwürde und den Grundrechten ande-
rer (siehe unten). Ihr vorrangiges Anliegen ist der Schutz des Indi-
viduums vor bestimmten Arten von Inhalten (oder Erfahrungen
aufgrund bestimmter Formate). Diese Unterscheidung gilt, muta-
tis mutandis, auch für die Menschenwürde und den Jugendschutz.
Ähnlich konzentriert sich die Empfehlung des Ministerkomitees
über die Informationsverbreitung durch die Medien bezüglich
Strafverfahren54 auf bestimmte Personengruppen, deren Würde,
Sicherheit und Privatsphäre von Journalisten respektiert werden
sollte, wie etwa Opfer, Kläger und Verdächtige. Andere Texte beto-
nen die Notwendigkeit, die Würde von Terroropfern zu wahren.55

Der Ständige Ausschuss des Europarats für das grenzüber-
schreitende Fernsehen hat 2002 in einer Erklärung darauf hinge-
wiesen, dass Fernsehsendungen die Menschenwürde und die
Grundrechte anderer wahren müssen.56 Die Erklärung war eine



Reaktion auf das Aufkommen von bestimmten Fernsehformaten
(speziell dem sogenannten „Reality-Fernsehen“) und -konzepten
in einem immer wettbewerbsintensiveren Markt, die ,,gegen die
menschliche Integrität und Würde verstoßen können und zu einem
völligen Verlust der Persönlichkeitssphäre bei den an den Pro-
grammen Mitwirkenden führen und ihnen völlig grundlos körper-
liches oder psychisches Leid zufügen können“. Die Anliegen und
Ziele der Erklärung lassen sich eindeutig auf die EMRK und auf
Art. 7 des Fernsehübereinkommens zurückführen.

Angesichts von Programmformaten, die Gefahr laufen, die
Menschenwürde zu verletzen, sieht die Erklärung Regulierungs-
behörden und Sender in der Pflicht. Daher fordert der Ständige
Ausschuss die Regulierungsbehörden und Sender auf: 

- zusammenzuarbeiten und untereinander regelmäßig über
Fernsehprogramme zu diskutieren, die die menschliche
Integrität oder Würde verletzen könnten, um – soweit dies
möglich ist – Co-Regulierungs- oder Selbstregulierungs-
lösungen für solche Programme zu finden;

- vertragliche Vereinbarungen zwischen Rundfunkveran-
staltern und Sendungsteilnehmern zu verhindern, bei
denen Letztere ihr Recht auf Privatsphäre im Wesentlichen
aufgeben, da dies eine Verletzung der Menschenwürde dar-
stellen könnte; vertragliche Vereinbarungen sollten dazu
dienen, die schwächsten Beteiligten zu schützen, also die
Teilnehmer, die in ihrem Streben nach Popularität und Geld
in die Versuchung geraten könnten, auf ihre Rechte zu
verzichten.

Ein weiteres Anliegen gesetzgebender Maßnahmen kommt in
der Formulierung „die schwierige Beziehung zwischen Würde und
Bevormundung“ zum Ausdruck.57 Es ist wichtig, dass Maßnahmen
zum Schutz der Menschenwürde – in jedem Sinne des Begriffs – die
international anerkannten Garantien der freien Meinungs-
äußerung berücksichtigen. In diesem Zusammenhang muss daran
erinnert werden, dass das Recht auf freie Meinungsäußerung die
Freiheit umfasst, Informationen und Meinungen zu empfangen
und zu verbreiten. Individuelle Prioritäten und Ansichten bei der
Ausübung des Rechts können darüber hinaus sehr unterschiedlich
sein; sie sind abhängig davon, ob eine Person eine Nachricht ver-
breitet oder empfängt oder nur als Dritter an der Äußerung betei-
ligt (jedoch in irgendeiner Weise davon betroffen) ist.

Europäische Union

Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften

Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften (EuGH)
hatte in einer Reihe von Rechtssachen58 Gelegenheit, sich mit der
Menschenwürde zu befassen, aber sein Urteil in der Rechtssache
Omega Spielhallen59 ist für den europäischen audiovisuellen Sektor
besonders relevant. Es ging dabei um ein Vorabentscheidungs-
ersuchen gemäß Art. 234 EGV, das im Wesentlichen zwei Fragen
betraf. Erstens sollte geklärt werden, „ob die Untersagung einer
gewerblichen Betätigung zum Schutz in der nationalen Verfassung
enthaltener Wertentscheidungen, wie hier zum Schutz der Men-
schenwürde, mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar ist“.60 Die
zweite Frage war, ob die Befugnis der Mitgliedstaaten, aus solchen
Gründen vom EG-Vertrag verbürgte Grundfreiheiten einzuschrän-
ken, davon abhängt, dass „diese Einschränkung auf einer allen
Mitgliedstaaten gemeinsamen Rechtsauffassung beruht“.61 Zum
Sachverhalt: Die deutsche Firma Omega betrieb eine Anlage mit
dem Namen „Laserdrome“, die der Ausübung des „Lasersports“
diente. Nach Auffassung der zuständigen Behörden beinhaltete
einer der dort ausgeübten Aktivitäten simulierte Tötungshand-
lungen (mit Laserspielzeugen) und stellte daher eine Gefahr für
die öffentliche Ordnung dar. Es wurde eine Untersagungsverfügung
erlassen, gegen die Omega Revision einlegte, unter anderem mit
der Begründung, die Verfügung verstoße gegen den in Art. 49 EGV

verankerten freien Dienstleistungsverkehr, da „die von der briti-
schen Firma Pulsar gelieferte Ausstattung und Technik zur Anwen-
dung gelangen solle“.62

Zur ersten Frage traf der Gerichtshof die folgende Entschei-
dung: „Das Gemeinschaftsrecht steht einem nationalen Verbot
einer in der gewerblichen Veranstaltung von Spielen mit simulier-
ten Tötungshandlungen an Menschen bestehenden wirtschaft-
lichen Tätigkeit, das zum Schutz der öffentlichen Ordnung wegen
einer in dieser Tätigkeit gesehenen Verletzung der Menschenwürde
ergeht, nicht entgegen.“63 Es fügte jedoch hinzu, alle Maßnahmen,
welche den freien Dienstleistungsverkehr einschränken, könnten
„nur dann durch Gründe der öffentlichen Ordnung gerechtfertigt
werden, wenn sie zum Schutz der Belange, die sie gewährleisten
sollen, erforderlich sind, und auch nur insoweit, als diese Ziele
nicht mit Maßnahmen erreicht werden können, die den freien
Dienstleistungsverkehr weniger einschränken“.64 Zur zweiten Frage
befand der Gerichtshof, es sei „nicht unerlässlich, dass die von den
Behörden eines Mitgliedstaats erlassene beschränkende Maßnahme
einer allen Mitgliedstaaten gemeinsamen Auffassung darüber ent-
spricht, wie das betreffende Grundrecht oder berechtigte Interesse
zu schützen ist.“65

Charta der Grundrechte der Europäischen Union

Wie immer wieder vom EuGH66 vertreten und ausdrücklich im
Vertrag von Amsterdam 1997 niedergelegt, ist die EU an den Grund-
rechtskatalog der EMRK gebunden.67 Dieses wachsende Bekenntnis
zur Wahrung der Menschenrechte wurde durch die Proklamation
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union beim Euro-
päischen Rat von Nizza am 7. Dezember 2002 weiter gefestigt.68

Später wurde die Charta der Grundrechte der Europäischen Union
als Teil II in den Entwurf für den Verfassungsvertrag der Euro-
päischen Union69 aufgenommen. Der Verfassungsvertrag sieht auch
den Beitritt der EU zur EMRK vor und bekräftigt, dass die Grund-
rechte, wie sie durch die EMRK und die gemeinsamen Verfassungs-
überlieferungen der Mitgliedstaaten gewährleistet werden, „als
allgemeine Grundsätze Teil des Unionsrechts“ sind.70

Die Charta verweist in ihrer Präambel im zweiten Absatz auf
die Menschenwürde und nennt sie als einen der „unteilbaren,
universellen Werte“, auf die sich die Europäische Union gründet.
Dieser Verweis wird durch Art. 1 der Charta unterstrichen, in dem
es kurz und klar heißt: „Die Würde des Menschen ist unantastbar.
Sie ist zu achten und zu schützen.“ Dass die Charta selbst damit
beginnt, die Unantastbarkeit der Menschenwürde zu unterstrei-
chen (Art. 1), hat nicht nur symbolische Bedeutung, sondern ist
auch einer ihrer wichtigsten ideologischen Eckpfeiler71 und gibt
die Grundrichtung des nachfolgenden Textes an. Es bedeutet, dass
die Menschenwürde ein eigenständiges Recht darstellt. Wäre sie an
andere in der Charta genannte Rechte gekoppelt worden, hätte
dies ihren Status schwächen können, wie es im Kommentar des EU-
Netzes unabhängiger Sachverständiger für Grundrechte zu der
Charta heißt.72

Weiter führt der Kommentar aus, dass Art. 1 nicht nur ein
eigenständiges Grundrecht darstelle, sondern die „wahre Grund-
lage“ für andere Grundrechte sei.73 Zwei Aspekte sind hier von
Bedeutung: Erstens sehen die Verfasser die Menschenwürde als
„Grundrecht an sich“ an.74 Dies steht im Widerspruch zu einigen
der wissenschaftlichen Argumente, auf die bereits eingegangen
wurde. Der Kommentar der unabhängigen Sachverständigen stellt
jedoch die „praktische Bedeutung“ von Art. 1 als „unabhängigem
Prüfungsmaßstab“ infrage.75 Er weist darauf hin, dass eine „sehr
gründliche Abwägung, Prüfung und Erklärung notwendig sei, um
aus Art. 1 eine rechtliche Pondig sei, um aus Art. 1 eine rechtliche
Position abzuleiten, die nicht bereits aus einem bestimmten
Grundrecht resultiert.76 Nach der Logik der Menschenwürde als
Grundlage für andere Rechte bezieht sich – zweitens – Art. 1
notwendigerweise, mit unterschiedlicher Intensität, auf andere in
der Charta verankerte Rechte, zum Beispiel auf Art. 11 (Freiheit
der Meinungsäußerung und Informationsfreiheit) und Art. 20
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(Gleichheit vor dem Gesetz), der durch Art. 21 (Nichtdiskriminie-
rung) verstärkt wird. Seine Bedeutung für den integrierten Sicher-
heitsmechanismus der Charta – das Verbot des Missbrauchs der
Rechte (Art. 54) – liegt auf der Hand.

Die Verfassungen und nationalen Rechtssysteme vieler EU-Mit-
gliedstaaten schützen die Menschenwürde entweder ausdrücklich
oder stillschweigend, doch Art. 1 der Charta ist am engsten an
Art. 1 des deutschen Grundgesetzes angelehnt, der wie folgt
lautet:

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten
und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.
(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletz-
lichen und unveräußerlichen Menschenrechten als Grund-
lage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und
der Gerechtigkeit in der Welt. […]77

Dies ist ein gutes Beispiel für den Prozess, der einmal als
„wechselseitige Durchdringung nationaler rechtspolitischer
Ordnungen und des internationalen Systems“78 bezeichnet wurde,
wobei die Menschenrechtsstandards von der internationalen auf
die nationale Ebene „durchsickern“ und gleichzeitig umgekehrt
Standards von der nationalen in die internationale Ebene „auf-
steigen“ können. Dabei geht es darum, dass es den höheren
Standards ermöglicht wird, sich durchzusetzen. Eine Reihe von
Stimmen hat sogar vorhergesagt, dass sich vor allem die einschlä-
gige Verfassungsrechtsprechung in Deutschland und deren weitere
Entwicklung79 für den EuGH letzten Endes als aufschlussreich
erweisen wird, da er immer wieder mit dem Begriff der Menschen-
würde befasst ist.80 Hierfür gibt es in der Rechtsprechung tatsäch-
lich eine Reihe aktueller und einschlägiger Beispiele.81

Die Fernsehrichtlinie

Die EG-Richtlinie „Fernsehen ohne Grenzen“ schenkt der Wah-
rung der Menschenwürde und der Verhinderung von Sendungen
mit verabscheuenswerten Inhalten erstaunlich wenig Beachtung.
Nach Art. 12 dürfen „Fernsehwerbung und Teleshopping“ unter
anderem „nicht die Menschenwürde verletzten“ [sic]. Doch wäh-
rend die deutsche Fassung, von dem Tippfehler einmal abgesehen,
recht eindeutig formuliert ist, heißt es im Englischen lediglich:
„Television advertising and teleshopping shall not prejudice respect
for human dignity“ – Fernsehwerbung und Teleshopping sollen die
Achtung der Menschenwürde nicht beeinträchtigen. Weder „beein-
trächtigen“ noch „Achtung“ sind hier ohne Weiteres verständlich,
und in der Verbindung mit dem ohnehin recht unbestimmten
Begriff der Menschenwürde verschärft diese Formulierung die
angesprochenen Interpretationsschwierigkeiten ganz erheblich.82

Nach aktuellen Vorschlägen zur Umbenennung und Überarbeitung
der Fernsehrichtlinie in Richtlinie über audiovisuelle Medien-
dienste würde der neue Art. 3g83 den bisherigen Art. 12 abwandeln
und nunmehr vorschreiben: „Audiovisuelle kommerzielle Kommu-
nikation darf nicht […]“. 

Die andere Bestimmung der Fernsehrichtlinie, die sich unmittel-
bar mit relevanten Themen befasst, ist Art. 22a, der besagt: 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Sendungen
nicht zu Hass aufgrund von Rasse, Geschlecht, Religion
oder Nationalität aufstacheln.

Nach den aktuellen Vorschlägen zur Änderung der Richtlinie
würde der bisherige Art. 22a als Art. 3e84 wiederkommen und nach
dem ersten formalen Vorschlag der Europäischen Kommission85 wie
folgt lauten: 

Die Mitgliedstaaten sorgen mit angemessenen Mitteln
dafür, dass die audiovisuellen Mediendienste und die
audiovisuelle kommerzielle Kommunikation, die von ihrer
Rechtshoheit unterliegenden Anbietern verbreitet werden,
nicht zu Hass aufgrund von Geschlecht, rassischer oder

ethnischer Herkunft, Religion oder Glauben, Behinderung,
Alter oder sexueller Ausrichtung aufstacheln.

Die Tragweite dieser vorgeschlagenen Änderung kann in zwei
Punkten zusammengefasst werden. Erstens verknüpft sie
ausdrücklich die Themen „Aufstachelung zu Hass“ und „Rechts-
hoheit“. Die Verschärfung der Vorschriften zur Rechtshoheit86 war
einer der wesentlichen Impulse in dem Verfahren, das zu der vor-
geschlagenen Änderung der Richtlinie geführt hat. Eine Reihe von
Fällen, in denen es um die Satellitenausstrahlung von „Hetzreden“
nach Europa ging, hat die aufsichtsrechtlichen Vorstellungen zu
diesem Thema ebenfalls beeinflusst.

Zweitens hätte die vorgeschlagene Änderung die unzulässigen
Gründe für den Aufruf zu Hass von der recht eng gefassten Auf-
zählung „Rasse, Geschlecht, Religion oder Nationalität“ auf die
weiter gefasste Formulierung „Geschlecht, oder ethnischer Her-
kunft, Religion oder Glauben, Behinderung, Alter oder sexueller
Ausrichtung“ erweitert. Diese vorgeschlagene Änderung hätte die
in Art. 13 des EG-Vertrags genannten Diskriminierungsgründe zu
großen Teilen übernommen. Das Europäische Parlament hat jedoch
in seiner ersten Lesung des Vorschlags der Kommission im Rahmen
des Mitentscheidungsverfahrens die vorgeschlagene Liste der
unzulässigen Gründe für Hass folgendermaßen geändert:
„Geschlecht, Rasse, ethnische Herkunft, [...]“ (Hervorhebung vom
Verfasser).87 Die Abwendung von der Wortwahl in Art. 13 EGV und
die Bevorzugung der Bezeichnung „Rasse“ statt „rassischer Her-
kunft“ wird nicht weiter erläutert. (Jedenfalls wurde diese Ände-
rung des Wortlauts nicht im Hieronymi-Bericht88 vorgeschlagen). 

Diese Nebeneinanderstellung von Hass und Diskriminierung
hat begriffliche und praktische Auswirkungen: Die begrifflichen
Unterschiede zwischen Hass und Diskriminierung sind ohnehin
schwer fassbar, doch gilt dies hier umso mehr, weil sie ignoriert
werden. Auch die Ungenauigkeit des Begriffs „Hass“ ist problema-
tisch. Diese Bedenken erklären möglicherweise, warum der
Kulturausschuss des Parlaments vor der Passage „nicht zu Hass
[…] aufstacheln“ die Einfügung der Worte „keine Diskriminierung
enthalten“ empfahl.89 Die empfohlene Änderung wurde jedoch vom
Parlament nicht übernommen. 

Nach der Verabschiedung des (geänderten) Kommissionsvor-
schlags durch das Parlament erhielt Art. 3e einen neuen Schluss-
teil: „oder in sonstiger Weise die Menschenwürde verletzen“.90 Der
ausdrückliche Hinweis auf die Menschenwürde ist angesichts ihrer
zentralen Position in der Charta verständlich. Die im Hieronymi-
Bericht vorgeschlagene Änderung sah übrigens ebenfalls einen
geänderten Art. 3e mit ähnlichem Schlussteil vor. „[...], und dass
sie nicht die Würde und Achtung der menschlichen Person beein-
trächtigen“.91 Diese vorgeschlagene Änderung – die nicht über-
nommen wurde – stellte ebenfalls die Menschenwürde in den
Vordergrund, drückte ihre Bedeutung jedoch positiver aus. Wo in
der deutschen Version von der Achtung der menschlichen Person
die Rede ist, wird übrigens in der englischen Fassung der Begriff
„integrity“ (Unversehrtheit)92 eingeführt, der unter anderem in
Art. 3 Abs. 1 der Charta näher bestimmt wird: „Jede Person hat das
Recht auf körperliche und geistige Unversehrtheit.“

Seltsamerweise ist der neu vorgeschlagene Art. 3e im aktuel-
len Entwurf der Version der AVMD-Richtlinie93 nicht so formuliert,
dass die in den obigen Absätzen beschriebenen Änderungen inkor-
poriert werden. Er lautet nämlich nunmehr:

Die Mitgliedstaaten sorgen mit angemessenen Mitteln
dafür, dass die audiovisuellen Mediendienste, die von ihrer
Rechtshoheit unterliegenden Anbietern verbreitet werden,
nicht zu Hass aufgrund von Rasse, Geschlecht, Religion
oder Nationalität aufstacheln.

Im Dezember 2006 hat das Europäische Parlament eine
Empfehlung über den Schutz Minderjähriger und den Schutz der
Menschenwürde und über das Recht auf Gegendarstellung im
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Zusammenhang mit der Wettbewerbsfähigkeit des europäischen
Industriezweiges der audiovisuellen Dienste und Online-Informa-
tionsdienste verabschiedet.94 Sie erweitert das Ziel der Rats-
empfehlung 98/560/EG zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit
des europäischen Industriezweiges der audiovisuellen Dienste und
Informationsdienste durch die Förderung nationaler Rahmen-
bedingungen für die Verwirklichung eines vergleichbaren Niveaus
in Bezug auf den Jugendschutz und den Schutz der Menschen-
würde.95 Zwar drücken diese Empfehlungen dieselben Sorgen aus,
die bereits oben im Zusammenhang mit den normsetzenden
Maßnahmen des Europarats erwähnt wurden, beispielsweise in
Bezug auf die Meinungsfreiheit, den Einfluss der neuen Medien-
technologien, das Potenzial der Selbst- und Co-Regulierung und
die Bestrebungen zur Zusammenarbeit zwischen den nationalen
Regulierungsbehörden (im Sinne des Erfahrungsaustausches und
des Umgangs mit Beschwerden),96 doch gewinnt man insgesamt
den Eindruck, dass die Menschenwürde eher am Rande als im
Zentrum der beiden Empfehlungen steht. Ihr überragendes
Anliegen ist der Jugendschutz – ein zwar verwandtes, aber doch
eigenes Ziel (siehe oben).

Fazit

Die Menschenwürde ist im System der Menschenrechte von
zentraler Bedeutung. Ihre Bedeutung ist sowohl grundlegend als
auch normativ. Europarat und Europäische Union setzen unter-
schiedliche Mittel ein, um den Begriff auszufüllen und ihn prak-
tisch nutzbar zu machen.97 In dieser Hinsicht kann die Menschen-
würde als „operativer öffentlicher Wert“ im Sinne Bhikku Parekhs
betrachtet werden. Die normativen Auswirkungen der Menschen-
würde für den europäischen audiovisuellen Sektor sind zahlreich
und bedeutend, doch wird die allgemeine Entwicklung der ihr
zugrunde liegenden Idee durch eine ganze Anzahl an Faktoren
bestimmt. Dies liegt an der inhärenten Polyvalenz der Menschen-
würde und ihrer Bedeutung für eine ganze Reihe von Menschen-
rechten. Es liegt außerdem an der Entwicklung des Verfassungs-
rechts und der übrigen Gesetzgebung auf europäischer und
nationaler Ebene. Dies ist ein ständig wachsender Bereich, und
weitere Maßnahmen zum Schutz der verschiedenen Ausgestaltun-
gen der Menschenwürde im audiovisuellen Sektor können einen
wichtigen Beitrag zur Weiterentwicklung des Begriffs leisten.
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